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Niederschrift 
zur Sitzung des Gemeinderates 

Sitzungstermin: Mittwoch, den 17.12.2014 

Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr 

Sitzungsende: 19:55 Uhr 

Ort, Raum: Seminarraum des Naturparkzentrums Heidenreichstein 

Anwesend sind: 

Vorsitzende(r) 
Kirchmaier Gerhard, Bürgermeister  

stv. Vorsitzende(r) 
Weikartschläger Margit, Vizebürgermeisterin  

Mitglieder 
Böhm Gerhart, GR DI  
Christoph Michael, STR  
Diesner Martin, GR BM Ing.  
Eigenschink Eveline, GR  
Granner Andreas, GR Ing.  
Hahnl Gerhard, STR  
Hetzendorfer Elisabeth, GR Mag.  
Hofmann Johann, STR  
Inkhofer-Frantes Gabriela, GR  
Jank Elisabeth, STR  
Körner Barbara, STR  
Mauritz Andreas, STR  
Müllner Erich, GR  
Nöbauer Christian, GR  
Ölzant Roland, GR  
Schalko Elisabeth, GR  
Schlösinger Anton, GR  
Zimmel Manfred, STR  

Schriftführer 
Klug Bernhard, Stadtamtsdirektor Mag.  
 

Entschuldigt fehlen: 

Mitglieder 
Freisleben Rene, GR  
Graf Thomas, GR  
Stangl Jürgen, GR  
Weber Alexandra, GR Mag.  
Zimmermann Daniel, GR  
 
Bürgermeister Gerhard Kirchmaier stellt die zeitgerechte Einladung fest. 
 
Die Beschlussfähigkeit ist gegeben. 
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(1) Der Gemeinderat kann Personen, die sich um die Gemeinde oder um die Gemeinden im 
allgemeinen verdient gemacht haben, durch Ehrungen auszeichnen. 
 
Von Bgm. Kirchmaier wird  
 

Herr Horst Zimmel  
 
für die Auszeichnung mit der Silbernen Ehrennadel vorgeschlagen. 
 
Der zu Ehrende hat durch seine Leidenschaft zur Fotodokumentation den Wandel, die 
Schönheit und Einzigartigkeit des Gemeindegebietes von Heidenreichstein festgehalten und 
verewigt. Dieser Einsatz welcher mit unzähligen Stunden verbunden ist und die Akribie der 
Arbeit in der Umsetzung der Dokumentation, welche nur durch die innige Liebe zur Heimat 
erklärbar ist, verdienen eine Auszeichnung durch die Stadt. 
 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Heidenreichstein beschließt über Antrag von Bgm 
Kirchmaier Herrn Horst Zimmel mit der Silbernen Ehrennadel der Stadtgemeinde Heiden-
reichstein auszuzeichnen. 
 
Beschluss: 
Der Antrag wird nach Wortmeldung von Vbgm Weikartschläger einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 12 
Resolution: TTIP /CETA / TiSA - freien Gemeinde 
Vorlage: AV/907/2014 
Sachverhalt: 
Handels- und Investitionsabkommen hatten immer schon direkte Auswirkungen auf das all-
tägliche Leben der einzelnen BürgerInnen, ArbeitnehmerInnen und KonsumentInnen. Trotz-
dem will die Europäische Kommission entsprechende Verhandlungen hinter verschlossenen 
Türen führen. Gewerkschaften und VertreterInnen der Zivilgesellschaft wurden hingegen nicht 
aktiv an Verhandlungen beteiligt. 
Derzeit werden für die EU zahlreiche Handelsabkommen verhandelt, darunter das Abkom-
men mit den USA (TTIP), das mit Kanada (CETA) und das Abkommen über den Dienstleis-
tungshandel (TiSA). Auch die Kompetenzen von Städten und Gemeinden werden von diesen 
Freihandelsabkommen berührt. Mit TTIP, CETA und TiSA sind insbesondere drei Bereiche 
betroffen:  
1. Diese Abkommen haben massiven Einfluss auf die kommunale Gestaltungsfreiheit bei der 
Erbringung von Dienstleistungen (Wasser, Bildung, Pflege…).  
2. Welche Dienstleistungen in einem Wettbewerbsverfahren ausgeschrieben werden müssen 
und unter welchen Bedingungen dies zu erfolgen hat, wird auch von den Regelungen inner-
halb dieser Abkommen abhängen.  
3. Die Investitionsschutzregelungen des TTIP werden voraussichtlich dazu führen, dass die Ent-
scheidungsfreiheit der Gemeinden eingeschränkt wird, weil sie Schadensersatz-ansprüche von 
Investoren befürchten müssen. 
 

Die prinzipiellen Möglichkeiten des Handelsabkommens werden zwar positiv bewertet, aber 
die Verhandlungen im Geheimen ermöglichen leider keine letztendlich gültige Beurteilung der 
Verhandlungsgegenstände. Aus diesem Grund haben sich die Verhandlungspartner an fol-
gende Parameter zu halten: 
 
Keine Absenkung der EU-Standards 

Der EU-Gemeinschaftsbesitzstand darf nicht gefährdet werden. Das Öffnen von Märkten und 
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eine eventuelle Wettbewerbssteigerung dürfen nicht zu Lasten des Verbraucherschutzes oder 
der Beschäftigungsbedingungen gehen. In Bezug auf Lebensmittel- und Verbraucherschutz 
muss die Europäische Kommission darauf bestehen, dass das Vorsorgeprinzip auch weiter-
hin gilt. Auch wenn von Seiten der Kommission abgestritten wird, dass US-amerikanisches 
Hormonfleisch, Chlorhühner oder Genmais auf unseren Tellern landen könnten – Tatsache 
ist: Die Agrarwirtschaft der USA ist um ein vielfaches extensiver als in Europa. Und die Tier-
haltung in Europa unterliegt weitaus schärferen Normen als in den USA. Die Vereinigten 
Staaten haben weder das Kyoto-Abkommen, noch das UN-Übereinkommen über die biologi-
sche Vielfalt unterzeichnet. 
 
Datenschutz 

Datenschutz sollte von der TTIP nicht geregelt werden, und die EU-
Datenschutzgesetzgebung sollte verabschiedet werden und in Kraft treten, bevor das TTIP-
Abkommen in Kraft tritt. 
 
Regulierung der Finanzmärkte 

TTIP muss bindende und gemeinsame Maßnahmen hinsichtlich der Regulierung der Finanz-
märkte umfassen, einschließlich Vorschriften für finanzielle Dienstleistungen und Finanz-
marktprodukte 
 
Arbeitnehmerrechte 

TTIP bietet die Möglichkeit, die Arbeitnehmerrechte in den USA zu verstärken. Die grundle-
genden Normen der ILO über Vereinigungsfreiheit, die Anerkennung von Gewerkschaften 
und die Einrichtung von Betriebsräten sollten in diesem Zusammenhang als Richtlinie ver-
wendet und im Vertrag selbst eingebettet werden. Deshalb bestehen wir darauf, dass die 
USA die ILO-Kernarbeitsnormen auf föderaler und subföderaler Ebene vollständig und wirk-
sam umsetzt.  
 

Kein Spiel mit öffentlicher Auftragsvergabe 

Weil TTIP die Öffnung der öffentlichen Auftragsvergabe für Privatunternehmen vorsieht, droht 
in den EU-Mitgliedstaaten ein weiteres Dumping: Theoretisch könnte sich z.B. ein texani-
sches Unternehmen auf eine Ausschreibung einer niederösterreichischen Gemeinde melden. 
Privatisierungen öffentlicher Aufgabenbereiche, z.B. der Wasserversorgung, könnten forciert 
werden. Jegliche Tendenz in diese Richtung wird entschieden abgelehnt. 
Denn eins muss uns klar sein, um es mit den Worten von Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, 
Vorsitzender des Bayrischen Städtetages zu sagen: „Wer heute den Schutz der kommunalen 
Daseinsvorsorge verschläft, wacht morgen ohne Daseinsvorsorge auf“. 
 

Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Investoren und dem Staat 

In der Vergangenheit hat der ISDS privaten Investoren ermöglicht, Gerichtsverfahren gegen 
von souveränen  Staaten erlassene Rechtsvorschriften einzuleiten. International nutzen Kon-
zerne diese Klagemöglichkeit immer häufiger, um gegen gesetzliche Bestimmungen vorzu-
gehen, durch die sie ihre Profite gefährdet sehen. So verklagte beispielsweise die griechische 
Marfin-Investmentgruppe, die bei der verstaatlichten zypriotischen Pleite-Bank Laiki große 
Anteile erworben hatte, die dortige Regierung - wegen entgangener Gewinne. Und in der 
Bundesrepublik verklagt der schwedische Stromriese Vattenfall derzeit die Regierung wegen 
der mit dem Atomausstieg verbundenen wirtschaftlichen Nachteile. Es geht dabei um etwa 
vier Milliarden Euro. 
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Eine Aufnahme von ISDS in diese Vereinbarung ist entschieden abzulehnen, da beide Par-
teien soliden Regeln und Rechtsprinzipien unterliegen, und zuverlässige und gut entwickelte 
Rechts- und Justizsysteme aufweisen.  
 
Kein Unterlaufen der Demokratie 

Kein im Rahmen der TTIP geschaffenes Konsultativorgan darf die Gesetzgebungsbefugnisse 
und Vorrechte des Europäischen Parlaments verletzen.  
 

Transparenz der Verhandlungen 

Die Geheimhaltung der Verhandlungen ist nicht nur aus demokratischer Sicht fragwürdig; sie  
verhindert auch eine öffentliche, auf Fakten anstatt auf Gerüchten beruhende Debatte. Wir 
fordern, dass alle Verhandlungsdokumente für das Europäische Parlament und den Rat zu-
gänglich gemacht werden.  
 
Antrag: 

Über Antrag von Bgm Kirchmaier beschließt der Gemeinderat der Stadtgemeinde Heiden-

reichstein in seiner Sitzung am 17.12.2014 die  

 

R E S O L U T I O N: TTIP / CETA / TiSA freie Gemeinde 

 

Die Stadtgemeinde Heidenreichstein 
erklärt sich zur "TTIP/CETA/TiSA-freien Gemeinde". 

 
Mit der Erklärung zur TTIP/CETA/TiSA-freien Gemeinde werden folgende Forderungen an die 
Bundesregierung, an die Abgeordneten des Nationalrates und an das europäische Parlament 
verbunden: 
• kein Abschluss von Handels- und Investitionsabkommen, welche die Gemeindeautonomie 
bei der Sicherstellung der öffentlichen Dienstleistungen untergraben oder ihre Rechte auf 
Regulierung einschränken 
• kein Abschluss von Handels- und Investitionsabkommen, die Instrumente des Investitions-
schutzes enthalten  
• Aussetzen der TTIP & TiSA-Verhandlungen, solange die verhandlungsrelevanten Dokumen-
te nicht offengelegt sind und es keinen demokratischen Prozess gibt 
• Ablehnen des CETA-Abkommens durch die österreichische Regierung bzw. die Abge-
ordneten des Nationalrates bzw. die österreichischen Abgeordneten zum Europäischen Par-
lament 
• die Offenlegung der Verhandlungsunterlagen aller derzeit verhandelten Abkommen, insbe-
sondere von TTIP, CETA und TiSA für BürgerInnen und ParlamentarierInnen  
• die begleitende öffentliche Auseinandersetzung mit den Verhandlungsinhalten während der 
gesamten Verhandlungsdauer im österreichischen und Europäischen Parlament unter Einbe-
ziehung zivilgesellschaftlicher Organisationen  
 
Begründung: 
Im Rahmen der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) sowie der 
CETA- und TiSA-Abkommen verhandelt die EU-Kommission im Auftrag der Mitgliedsländer 
weitere Deregulierungsmaßnahmen und –schritte, die alle Lebensbereiche betreffen. Teilbe-
reiche davon sind der Dienstleistungssektor und die öffentliche Auftragsvergabe. Laut dem 
durchgesickerten Verhandlungsmandat für TTIP und den durchgesickerten Verhandlungsdo-
kumenten für CETA und TiSA ist das Ziel dieser Abkommen, bestehende Liberalisierungen 
des Dienstleistungsbereichs über diese Abkommen festzuschreiben.  
Alle öffentlichen Dienstleistungen, die für den sozialen Zusammenhalt wichtig sind und zu 
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denen alle BürgerInnen freien Zugang haben müssen, sind von diesen Abkommen betroffen: 
Gesundheit, Bildung, Energieversorgung, Wasser, Transporte, öffentlicher Verkehr, Post, 
Telekommunikation, Kultur und Freizeit, Abfallwirtschaft, Alterspflege usw.  
Lediglich jene Bereiche, die explizit in Form eines Negativlistenansatzes ausgenommen wer-
den, fallen nicht darunter.  
 
Darüber hinaus sollen Konzerne, die in einer der Regionen bzw. Länder, die TTIP, CETA und 
TiSA verhandeln, eine Niederlassung haben, in Zukunft bei der Ausschreibung von öffentli-
chen Verträgen mitbieten können.  
 
Freihandelsabkommen – so auch diese – sind für alle Gebietskörperschaften, also vom Bund 
über die Bundesländer bis zu den Gemeinden gültig; sie sind für alle Gebietskörperschaften 
verpflichtend. Bundesländer und Gemeinden sind also direkt betroffen. TTIP, CETA und TiSA 
stellen das Subsidiaritätsprinzip in Frage, indem sie namentlich die Möglichkeit der lokalen 
Entscheidungsträger und Entscheidungsträgerinnen einschränken im Dienstleistungsbereich 
eine eigenständige Politik zu betreiben. Die zwingende Gleichbehandlung von lokalen und 
ausländischen Anbietern (Prinzip der "Inländerbehandlung") macht Regionalpolitik oder die 
Förderung von Nahversorgung unmöglich.  
Im Rahmen von TTIP und CETA sollen Konzernen auch Klagerechte gegenüber Staaten zu-
gesprochen werden – der sogenannte Investitionsschutz. Solche Klagen sollen von privaten 
Schiedsgerichten entschieden werden, die der Öffentlichkeit - wenn überhaupt - nur be-
schränkt zugänglich sind und für die es keine Berufungsmöglichkeiten gibt. Damit können 
diese Konzerne in Zukunft Staaten (und indirekt Gemeinden) auf entgangenen Gewinn oder 
zu hohe Umweltauflagen klagen. Dies kann auch Gemeinden treffen. So hat Vattenfall 2009 
Deutschland wegen zu hoher Umweltauflagen für das Kohlekraftwerk Moorburg in Hamburg 
geklagt.  
Erstmalig wird im TTIP-Abkommen ein regulatorischer Rat verhandelt, der dieses Abkommen 
zu einem „lebenden Abkommen“ machen soll. Dieser Rat soll von Vertretern der Eu-
ropäischen Kommission und der US-Regierung beschickt werden. Nach Abschluss der Ver-
handlungen sollen bestehende und zukünftige Gesetze, Vorschriften und Standards zum 
Schutz von Leben und Gesundheit, zum Umwelt- und KonsumentInnenschutz insbesondere 
auch für den Handel mit landwirtschaftlichen Produkten darauf überprüft werden, ob sie ein 
unnötiges Handelshemmnis zwischen den betreffenden Ländern darstellen und gegebenfalls 
Maßnahmen zur Harmonisierung gesetzt werden. Ausgewählte Stakeholder (vor allem Kon-
zerne) sollen in die Arbeit des regulatorischen Rates eingebunden werden.  
Egal, welche Handels- und Investitionsabkommen verhandelt werden – ein grundlegen-
des Problem ist immer die fehlende Offenlegung von Verhandlungsdokumenten. Alle 
Verhandlungsdokumente sind geheim, weder die Position der Europäischen Kommission 
noch jene der verhandelnden Ländern USA und Kanada sind bekannt. Noch gravierender 
ist das diesen Verhandlungen eigene Demokratiedefizit. Dadurch, dass die Verhandlun-
gen streng geheim und abgeschirmt von der Öffentlichkeit stattfinden, wird ein demokrati-
scher Meinungsbildungsprozess unterbunden. Dies unterminiert die Grundpfeiler der 
Demokratie und muss deshalb grundsätzlich geändert werden. Verschiedene Gemeinden 
in Europa haben bereits Maßnahmen gegen TTIP, CETA und TiSA ergriffen und ähnlich 
lautende Resolutionen unterschrieben. 
 
 
Heidenreichstein, am 17.12.2014   für die Stadtgemeinde Heidenreichstein 
       Bürgermeister Gerhard Kirchmaier 
 
Beschluss: 
Der Antrag wird nach Wortmeldung von GR DI Böhm einstimmig angenommen. 
 
 


